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RiAG Ulf Börstinghaus, Gelsenkirchen: Für die Praxis 
dürfte die Entscheidung über die dogmatische Einord-
nung des Wirtschaftlichkeitsgebots (BGH, 13.7.20111 – 
VIII ZR 340/10 – Info M 2011, 309) aus dem vergange-
nen Jahr die größte Bedeutung haben. So wie der Senat 
das Wirtschaftlichkeitsgebot einordnet, handelt es sich 

halten als unwirtschaftlich zu bewerten ist, ist schwierig 

zu beantworten. Wenn dann aber noch der Mieter dar-
legen und beweisen muss, dass der Vermieter schuldhaft 
gegen diese Vorgaben verstoßen hat, dann bleiben allen-
falls ganz extreme Missbrauchsfälle übrig. Um zumindest 
den Abschreckungscharakter der Regelung aufrecht zu er-
halten wird man konsequenterweise dem Mieter zumin-
dest umfassende Auskunfts- und Einsichtrechte in alle im 
weitesten Sinne erforderlichen Unterlagen (z.B. Ausschrei-
bungsunterlagen, Konkurrenzangebote, Stundenzettel etc) 
einräumen müssen. Nur so kann ein wirtschaftlicheres Al-
ternativverhalten dargestellt und ein Verschuldensvorwurf 
begründet werden.

RiOLG Günther Geldmacher, Düsseldorf: Eine der be-
deutsamsten Entscheidungen in 2011 ist das Urteil des 
BGH vom 1.6.2011 (VIII ZR 304/10 – Info M 2011, 417) zur 
Kautionshaftung des Letzterwerbers bei Mehrfachveräuße-
rung des Grundstücks teils vor, teils nach dem 1.9.2001. 
Bekanntermaßen haftet der Erwerber nur unter den en-
gen Voraussetzungen des § 572 BGB a.F. auf Rückzah-
lung der Kaution, wenn vor dem 1.9.2001 entweder die 
Grundstücksumschreibung erfolgt (BGH, 9.3.2005 – VIII 

ZR 381/03 – Info M 2005, ) oder der schuldrechtliche Ver-
äußerungsvertrag abgeschlossen ist (BGH, 24.6.2009 – XII 
ZR 145/07 – Info M 2010, 122). Die Entscheidung des BGH 
schafft klare Verhältnisse und setzt den von § 566a BGB 
bezweckten Mieterschutz bei Mehrfachveräußerung unab-
hängig vom Schicksal der an irgendeinen früheren Vermie-
ter geleisteten Kaution konsequent um, wenn der Letzt-
erwerber erst nach dem Stichtag gekauft hat. Sie zwingt 
diesen bei Abschluss des Kaufvertrags entweder auf Aus-
händigung der Kaution zu drängen oder sein Haftungsri-

zubringen.

VRILG a.D. Dr. Hans Langenberg, Hamburg: Aus man-
chen wichtigen Entscheidungen des BGH möchte ich die-
jenige vom 9.11.2011 herausheben (VIII ZR 87/11 – Info M 
2011, 524 (Zühlke) – in dieser Ausgabe) . Danach verliert 
der Vermieter mit der Entlassung der Wohnung aus der 
Preisbindung die Möglichkeit, einen zuvor für die Leistung 

(§ 28 Abs. 4 II.BV) im Rahmen einer Mieterhöhung nach 

te geltend zu machen. 

Die Entscheidung ist rechtlich sorgfältig und überzeugend 
begründet, wirtschaftlich sind die Folgen gravierend. Der 
Zuschlag wird Teil der Nettomiete und daher bei längerem 
Mietverhältnis die Renovierungskosten nicht mehr decken. 

tragsgestaltung auszuweichen, um die Probleme bei der 
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RiAG Dr. Olaf Riecke, Hamburg: Meine Entscheidung ist 
das BGH-Urteil vom 11.11.2011 – V ZR 45/11 – Info M 
2011, 548 (Riecke) – in dieser Ausgabe. Danach muss 
der Anfechtungskläger (hier: Mitglied einer Untergemein-
schaft) ausnahmslos sämtliche Mitglieder der Wohnungs-
eigentümergemeinschaft verklagen. Meine Einschätzung: 

nats, mit der sich die neue Erkenntnis kaum verträgt. Da-
nach darf der Anfechtungskläger zunächst den falschen 
verklagen, wenn er nur im Berufungsrechtszug den rich-
tigen benennt (BGH, 6.11.2009 – V ZR 73/09 – Info M 
2010, 32 (Riecke) – betr. Klage gegen den Verband statt 

gegen die Eigentümer; 20.5.2011 – V ZR 99/10 – Info M 
2011, 392 (Hogenschurz). Die Klage mit dem richtigen 
Rechtsschutzziel soll genügen, weil die übrigen Wohnungs-
eigentümer auf diese Weise frühzeitig  erfahren, welcher 
Beschluss aus welchen Gründen angefochten wird. Erfor-
derlich sei nur die richtige Bezeichnung von Grundstück 
und Verwalter (BGH, 6.11.2009 a.a.O.; 21.1.2011 – V ZR 
140/10). Mit diesem Konstrukt lässt sich nicht nur eine An-
fechtungsklage gegen den Verband retten, sondern auch 
eine Klage gegen die Mitglieder einer Untergemeinschaft, 
gegen beliebige Miteigentümer und sogar gegen gar nicht 
existierende Phantom-Miteigentümer, wenn sie nur (an-
geblich) vom Verwalter vertreten werden. Am Ende ge-
nügt dem BGH eine Klage gegen die Mainzelmännchen, 

Es liegt auf der Hand, dass dies nicht richtig sein kann. 
Deshalb hoffe ich, dass wegen der Entscheidung vom 

doch noch ins Wanken kommt.

VRiLG a.D. Prof. Dr. Friedemann Sternel, Hamburg: Gele-
gentlich macht der BGH grundsätzliche Aussagen dort, wo 
höchstens eine Einzelfall-Lösung angebracht wäre. Das irri-
tiert und kann zu Fehlentwicklungen führen. In diese Kate-
gorie gehört das Versäumnisurteil des BGH vom 6.7.2011 
(VIII ZR 317/10 – Info M 2011, 420) zur Angabe von Grün-
den einer Eigenbedarfskündigung. Neben schriftlich mit-
geteilten Gründen lässt der BGH es „grundsätzlich“ – und 
nicht etwa nur im konkreten Einzelfall, etwa nach Treu und 
Glauben – zu, dass solche für die Eigenbedarfskündigung 
bedeutsamen Umstände nicht im Kündigungsschreiben 

angegeben zu werden brauchen, die dem Mieter bekannt 
sind (Tz 10). Zwar reicht es zur Wahrung der für die Kün-
digung gebotenen Schriftform aus, im Kündigungsschrei-
ben auf andere Schriftstücke ausdrücklich Bezug zu neh-
men. Es ist jedoch nicht nur ein qualitativer Unterschied 

eine nur mündliche Aussage, sondern in der Zulassung 
letzterer als Begründungsmittel liegt ein Verstoß gegen die 
zwingende Regelung des § 573 Abs. 3 Satz 2 BGB. Über 
deren Sinn und Zweck – Rechtssicherheit und Rechtsklar-
heit zu gewähren (BayObLG, Rechtsentscheid v. 14.7.1981, 
NJW 1981, 2197) – geht der BGH hinweg. Es ist zu be-
fürchten, dass sich die Entscheidung auch auf das Begrün-
dungserfordernis für die fristlose Kündigung nach § 569 
Abs. 4 BGB auswirkt. Am Ende dieser Entwicklung könnte 
stehen: Hiermit kündige ich fristlos – Sie wissen ja, warum.

RA Dr. Joachim Wichert, Frankfurt/M.: Meine Entschei-
dung des Jahres: BGH, 13.4.2011 – VIII ZR 223/10 – Info M 

bedeutsamen Frage, an welcher Miete die Minderung 
ansetzt. Die Entscheidung ist einerseits erfreulich. Denn 
jetzt ist endgültig geklärt, dass eine Minderung an der 
Bruttomiete ansetzt und dass die Bruttomiete sich aus der 
Nettomiete  und den abgerechneten Nebenkosten zusam-
mensetzt, so auch BGH, 6.4.2005 – XII ZR 225/03 – Info M 
2005, 141 (Metter-Roeb) für das Gewerbemietrecht. An-
dererseits ist die Entscheidung auch etwas unerfreulich. 

wird nicht angemessen gewürdigt. Der BGH stellt sich eine 

ist es mitnichten: Problem 1
kostenabrechnung kann der Vermieter von Wohnraum 
keine Nebenkosten mehr nachfordern, wohl aber offene 
(Netto-)miete. Eine Gesamtabrechnung, die nicht zwischen 
Anrechnung auf Nettomiete und Anrechnung auf Neben-
kosten unterscheidet,  wird dem nicht gerecht. Problem 2: 
Muss eine formell wirksame Nebenkostenabrechnung die 
Minderungsquote darstellen und wenn ja, wie genau? 
Problem 3: Wie rechnet der Vermieter die Nebenkosten 
bei streitiger Minderung ab? 
Immerhin: Der BGH hat einen ersten Schritt zur Lösung 
dieser Probleme gemacht. Weitere Schritte werden folgen 
müssen.
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